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Allgemeine GeschäŌsbedingungen (AGB) 
der Firma Baumeister Reisen GmbH, vertreten durch GeschäŌsführer Eduard Baumeister, AG 
Göƫngen HRB 201494, ansässig: Obere Mühle 3, 37589 Echte, Tel. 05553/99420, Fax. 05553/994594, 
E-Mail: info@baumeister-reisen.de, www.baumeister-reisen.de (als „Reiseveranstalter“ bezeichnet). 
 
Die nachfolgenden Allgemeinen GeschäŌsbedingungen (AGB) werden dem Reisenden unaufgefordert 
und in vollständiger Form vor Vertragsabschluss übermiƩelt und werden - soweit sie vom Reisenden 
akzepƟert worden sind - Inhalt des zwischen dem Reiseveranstalter und dem Reisenden zustande 
kommenden Reisevertrages. Sie ergänzen die gesetzlichen VorschriŌen der §§ 651a - y BGB 
(Bürgerliches Gesetzbuch) und die InformaƟonsvorschriŌen für Reiseveranstalter gemäß Art. 250, §§ 
1 ff. EGBGB (Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch). 
 
1. Abschluss des Reisevertrages, Anmeldung, ReisebestäƟgung, Inhalt des Reisevertrages 
1.1. Mit der Reiseanmeldung (Buchung) bietet der Reisende dem Reiseveranstalter den Abschluss des 
Reisevertrages verbindlich an. Grundlage dieses Angebots sind die Reiseausschreibung und die 
ergänzenden InformaƟonen des Reiseveranstalters für die jeweilige Reise, soweit diese dem 
Reisenden vorliegen. 
1.2. Für den Inhalt der vertraglichen Leistungen sind die Reisebeschreibung des Reiseveranstalters, 
die hierauf Bezug nehmenden Angaben in der ReisebestäƟgung sowie eventuell vereinbarte 
Sonderwünsche und getroffene Nebenabreden maßgebend. Der Reiseveranstalter kann vor 
Vertragsschluss jederzeit eine Änderung der Reiseausschreibung vornehmen, über die der Reisende 
vor Buchung informiert wird. 
1.3. Leistungsträger (z. B. Hotels, Beförderungsunternehmen) sind vom Reiseveranstalter nicht 
bevollmächƟgt, Vereinbarungen zu treffen, AuskünŌe zu geben oder Zusicherungen zu machen, die 
den vereinbarten Inhalt des Reisevertrages abändern, über die vertraglich zugesagten Leistungen des 
Reiseveranstalters hinausgehen oder im Widerspruch zur Reiseausschreibung des Reiseveranstalters 
stehen.  
1.4. Orts- oder Hotelprospekte oder Internetausschreibungen, die nicht vom Reiseveranstalter 
herausgegeben werden, sind für den Reiseveranstalter und dessen Leistungspflicht nicht verbindlich, 
soweit sie nicht durch ausdrückliche Vereinbarung mit dem Reisenden zum Gegenstand der 
Reiseausschreibung oder zum Inhalt der Leistungspflicht des Reiseveranstalters gemacht werden. 
1.5. Die Reiseanmeldung kann schriŌlich, mündlich, fernmündlich oder auf elektronischem Weg 
vorgenommen werden. Bei elektronischer Anmeldung bestäƟgt der Reiseveranstalter den Eingang 
der Anmeldung unverzüglich auf elektronischem Weg. Die EingangsbestäƟgung stellt noch keine 
BestäƟgung der Annahme des BuchungsauŌrages dar. Der Reisende hat für alle 
Vertragsverpflichtungen von Mitreisen- den, für die er die Anmeldung/Buchung vornimmt, wie für 
seine eigenen einzustehen, sofern er diese Verpflichtung durch ausdrückliche oder gesonderte 
Erklärung übernommen hat. 
1.6. Der Reisevertrag kommt mit dem Zugang der Annahmeerklärung des Reiseveranstalters beim 
Reisenden zustande. Die Annahme bedarf keiner besƟmmten Form. Bei oder unverzüglich nach 
Vertragsschluss wird der Reiseveranstalter dem Reisenden eine, den gesetzlichen Vorgaben 
entsprechende ReisebestäƟgung auf einem dauerhaŌen Datenträger übermiƩeln. 
1.7. Enthält die ReisebestäƟgung Abweichungen von der Anmeldung, weist der Reiseveranstalter 
ausdrücklich darauf hin. An dieses neue Angebot ist der Reiseveranstalter 10 Tage gebunden. Der 
Vertrag auf der Grundlage dieses neuen Angebotes kommt zustande, wenn dieses vom Reisenden 
innerhalb dieser Frist angenommen wird. 
 
2. Anzahlung, Zahlung des restlichen Reisepreises 
2.1. Reiseveranstalter und ReisevermiƩler dürfen Zahlungen auf den Reisepreis vor Beendigung der 
Reise nur fordern oder annehmen, wenn dem Reisenden der Sicherungsschein übergeben wurde. 
Nach Vertragsschluss schuldet der Reisende dem Reiseveranstalter nach Aushändigung des 
Sicherungsscheines gem. § 651 r BGB eine Anzahlung in Höhe von 10 % des Reisepreises. 
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2.2. Der Restreisepreis gemäß ReisebestäƟgung ist in der Regel 28 Tage vor Reisebeginn fällig. Bei 
Buchung, die ab dem 28. Tag vor Reisebeginn erfolgen, ist der vollständige Reisepreis sofort zur 
Zahlung fällig; jegliche Reisepreisfälligkeit setzt voraus, dass vorher der Sicherungsschein und die 
ReisebestäƟgung übergeben ist und die Reise nicht mehr aus dem in Ziff. 6.2. genannten Grund 
abgesagt werden kann. 
2.3. Die Beträge für Anzahlung und Restzahlung ergeben sich aus der ReisebestäƟgung. 
2.4. Dauert die Reise nicht länger als 24 Stunden, schließt sie keine Übernachtung ein und übersteigt 
der Reisepreis 500 € nicht, so darf der volle Reisepreis auch ohne Aushändigung eines 
Sicherungsscheins verlangt werden. 
2.5. Zur Absicherung der Kundengelder hat der Reiseveranstalter eine Insolvenzversicherung nach § 
651 r Abs. 1 BGB abgeschlossen. 2.6. Leistet der Reisende die Anzahlung und/oder die Restzahlung 
nicht entsprechend den vereinbarten Zahlungsfälligkeiten gemäß Ziffer 2.1. und 2.2. trotz Übergabe 
des Sicherungsscheins, so ist der Reiseveranstalter berechƟgt, nach Mahnung mit Fristsetzung vom 
Reisevertrag zurückzutreten und den Reisenden mit RücktriƩskosten gemäß Ziff. 4.3. bis 4.5. zu 
belasten, es sei denn, es liegt bereits zu diesem Zeitpunkt ein erheblicher Reisemangel vor. 
 
3. Änderungen der Reiseleistungen/Preiserhöhung 
3.1. Änderungen einzelner Reiseleistungen gegenüber dem Inhalt des abgeschlossenen 
Reisevertrages, die nach Vertragsschluss notwendig werden, sind zulässig, soweit die Änderungen 
nicht erheblich sind und den GesamtzuschniƩ der gebuchten Reise nicht beeinträchƟgen und 
zumutbar sind. Eventuelle Gewährleistungsansprüche des Reisenden bleiben unberührt. Über 
etwaige notwendige Änderungen wird der Reiseveranstalter den Reisenden rechtzeiƟg vor 
Reisebeginn klar, verständlich und in hervorgehobener Weise auf einem dauerhaŌen Datenträger 
informieren. 
3.2. Kann der Reiseveranstalter die Pauschalreise aus einem nach Vertragsschluss eingetretenen 
Umstand nur unter erheblicher Änderung einer der wesentlichen EigenschaŌen der Reiseleistungen 
(ArƟkel 250 § 3 Nummer 1 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch) oder nur unter 
Abweichung von besonderen Vorgaben des Reisenden, die Inhalt des Vertrags geworden sind, 
verschaffen, kann der Reiseveranstalter rechtzeiƟg vor Reisebeginn vom Reisenden verlangen, dass er 
innerhalb einer von einer dem Reiseveranstalter zu besƟmmenden und angemessenen Frist das 
Angebot einer erheblichen Vertragsänderung annimmt oder seinen RücktriƩ vom Vertrag erklärt. Der 
Reiseveranstalter hat den Reisenden hierüber unverzüglich nach Kenntnis von dem Änderungsgrund 
nach Maßgabe des ArƟkels 250 § 10 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch auf 
einem dauerhaŌen Datenträger klar, verständlich und in hervorgehobener Weise zu informieren. 
Nach Ablauf der vom Reiseveranstalter besƟmmten Frist gilt das Angebot zur erheblichen 
Vertragsänderung als angenommen. Der Reiseveranstalter kann dem Reisenden mit dem Angebot 
einer erheblichen Vertragsänderung wahlweise auch die Teilnahme an einer Ersatzreise anbieten. Auf 
§ 651g Abs. 2 BGB wird verwiesen. 
3.3. Der Reiseveranstalter behält sich vor, den ausgeschriebenen und mit der Buchung bestäƟgten 
Reisepreis im Falle der Erhöhung von Treibstoņosten und Kosten anderer Energieträger oder der 
Erhöhung von Steuern und sonsƟgen Abgaben (Hafen-, Flughafensicherheitsgebühren, Hafen-, 
Flughafensteuern etc.), sowie bei Änderungen der Wechselkurse unter folgenden Voraussetzungen zu 
ändern: 
 
• die zur Erhöhung führenden Umstände sind nach Vertragsschluss eingetreten und waren bis 
Vertragsschluss für den Reiseveranstalter nicht vorhersehbar. 
 
• die Preiserhöhung beschränkt sich auf die Weitergabe der erhöhten Kosten und Abgaben. Bei einer 
auf den Sitzplatz bezogenen Erhöhung kann der Reiseveranstalter von dem Reisenden den 
Erhöhungsbetrag verlangen. In anderen Fällen werden die vom Beförderungsunternehmen pro 
BeförderungsmiƩel geforderten, zusätzlichen Beförderungskosten durch die Zahl der Sitzplätze des 
vereinbarten BeförderungsmiƩels geteilt. Den sich so ergebenden Erhöhungsbetrag für den 
Einzelplatz kann der Reiseveranstalter von dem Reisenden verlangen. 
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3.4. Im Falle einer nachträglichen Änderung des Reisepreises hat der Reiseveranstalter den Reisenden 
unverzüglich auf einem dauer- haŌen Datenträger klar und verständlich über die Preiserhöhung und 
deren Gründe zu unterrichten und hierbei die Berechnung der Preiserhöhung mitzuteilen. 
Preiserhöhungen können nur bis zum 21. Tag vor Reisebeginn verlangt werden. Maßgeblich ist der 
Zugang der Erklärung beim Reisenden. 
3.5. Bei einer Preiserhöhung von mehr als 8 % des Reisepreises kann der Reiseveranstalter vom 
Reisenden verlangen, dass er innerhalb einer von Reiseveranstalter zu besƟmmenden und 
angemessenen Frist das Angebot zur Preiserhöhung über 8 % annimmt oder seinen RücktriƩ vom 
Vertrag erklärt. Nach Ablauf der vom Reiseveranstalter besƟmmten Frist gilt das Angebot zur 
Preiserhöhung als angenommen. Der Reiseveranstalter kann dem Reisenden mit dem Angebot der 
Preiserhöhung wahlweise auch die Teilnahme an einer Ersatzreise anbieten. Auf § 651g Abs. 2 BGB 
wird verwiesen 
3.6. Der Reisende kann eine Senkung des Reisepreises verlangen, soweit sich die in Ziff. 3.3 
genannten Preise, Abgaben oder Wechselkurse nach Vertragsschluss und vor Reisebeginn geändert 
haben und dies zu niedrigeren Kosten beim Reiseveranstalter führt. Hat der Reisende mehr als den 
hiernach geschuldeten Betrag gezahlt, ist der Mehrbetrag vom Reiseveranstalter zu erstaƩen. Der 
Reiseveranstalter darf von dem zu erstaƩenden Mehrbetrag tatsächlich entstandene 
Verrechnungskosten abziehen, muss aber auf Verlangen des Reisekunden nachweisen, in welcher 
Höhe diese entstanden sind. 
 
4. RücktriƩ durch den Reisenden vor Reisebeginn/Stornokosten 
4.1. Der Reisende kann jederzeit vor Reisebeginn von der Reise zurücktreten. Der RücktriƩ ist 
gegenüber dem Reiseveranstalter unter der untenstehenden AnschriŌ zu erklären. Dem Reisenden 
wird empfohlen, den RücktriƩ schriŌlich unter Angabe der Vorgangs-/Buchungsnummer zu erklären. 
4.2. TriƩ der Reisende vor Reisebeginn zurück, so verliert der Reiseveranstalter den Anspruch auf den 
Reisepreis. StaƩdessen kann der Reiseveranstalter, soweit der RücktriƩ nicht von ihm zu vertreten ist 
oder kein Fall unvermeidbarer, außergewöhnlicher Umstände vorliegt, eine angemessene 
Entschädigung für die bis zum RücktriƩ getroffenen Reisevorkehrungen und seine Aufwendungen in 
Abhängigkeit von dem jeweiligen Reisepreis verlangen. 
4.3. Der Reiseveranstalter hat diesen Entschädigungsanspruch zeitlich gestaffelt, d. h. unter 
BerücksichƟgung der Nähe des Zeitpunktes des RücktriƩs zum vertraglich vereinbarten Reisebeginn 
in einem prozentualen Verhältnis zum Reisepreis pauschaliert und bei der Berechnung der 
Entschädigung gewöhnlich ersparte Aufwendungen und gewöhnlich mögliche anderweiƟge 
Verwendungen der Reiseleistungen berücksichƟgt. Die Entschädigung wird nach dem Zeitpunkt des 
Zuganges der RücktriƩserklärung des Reisenden wie folgt berechnet: 
Für Pauschalreisen, per Bus: 
- bis 45. Tag vor Reisebeginn: 10 % des Reisepreises 
- 44. bis 15. Tag vor Reisebeginn: 20 % des Reisepreises  
- 14. bis 7. Tag vor Reisebeginn: 40 % des Reisepreises 
- 6. bis 4.Tag vor Reisebeginn: 60 % des Reisepreises 
- 3. bis 1.Tag vor Reisebeginn: 80 % des Reisepreises 
- am Abreisetag: 90 % des Reisepreises. 
 
Für Pauschalreisen per Bus mit inkludierter Schiffsreise, Fährtransfer oder Weihnachts- und 
Silvesterreisen: 
- bis 45 Tage vor Reisebeginn 20 % des Reisepreises 
- 44. bis 25. Tag vor Reisebeginn 40 % des Reisepreises 
- 24. bis 15. Tag vor Reisebeginn 70 % des Reisepreises 
- 14. bis 8. Tag vor Reisebeginn 80 % des Reisepreises 
- 7. bis 1 Tag vor Reisebeginn 90 % des Reisepreises 
- ab Tag des Reisebeginns/NichtantriƩ 95 % des Reisepreises 
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4.4. Dem Reisenden bleibt es in jedem Fall unbenommen, dem Reiseveranstalter nachzuweisen, dass 
diesem überhaupt kein oder ein wesentlich niedrigerer Schaden entstanden ist als die von ihm 
geforderte Pauschale gemäß Ziff. 4.3. dieser AGB. 
4.5. Der Reiseveranstalter behält sich vor, in Abweichung von den vorstehenden Pauschalen gem. 
Ziffer 4.3. dieser AGB eine konkrete Entschädigung zu fordern, soweit der Reiseveranstalter 
nachweist, dass ihm Aufwendungen in vergleichbarer Größenordnung wie die jeweils anwendbare 
Pauschale entstanden sind. In diesem Fall ist der Reiseveranstalter verpflichtet, die geforderte 
Entschädigung unter BerücksichƟgung der ersparten Aufwendungen und einer etwaigen, 
anderweiƟgen Verwendung der Reiseleistungen konkret zu beziffern und zu belegen. 
4.6. Der Reiseveranstalter kann keine Entschädigung nach den vorstehenden Bedingungen verlangen, 
wenn am BesƟmmungsort oder in dessen unmiƩelbarer Nähe unvermeidbare, außergewöhnliche 
Umstände auŌreten, die die Durchführung der Pauschalreise oder die Beförderung von Personen an 
den BesƟmmungsort erheblich beeinträchƟgen. Umstände sind unvermeidbar und außergewöhnlich 
im Sinne dieses UnterƟtels, wenn sie nicht der Kontrolle der Partei unterliegen, die sich hierauf 
beruŌ, und sich ihre Folgen auch dann nicht häƩen vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren 
Vorkehrungen getroffen worden wären. 
 
5. Ersatzteilnehmer / Vertragsübernahme; Änderungen auf Verlangen des Reisenden / Umbuchung 
5.1. Das gesetzliche Recht des Reisenden gemäß § 651e BGB, einen Ersatzteilnehmer zu stellen, bleibt 
durch diese AGB unberührt. 
5.2. Ein Anspruch des Reisenden nach Vertragsabschluss auf Änderung hinsichtlich des Reisetermins, 
des Reiseziels, des Ortes des ReiseantriƩs, der UnterkunŌ oder der Beförderungsart (Umbuchung) 
besteht nicht. Wird auf Wunsch des Reisenden dennoch eine Umbuchung vorgenommen, kann der 
Reiseveranstalter ein Umbuchungsentgelt von 50,00 € zzgl. MwSt. pro Reisenden und 
Umbuchungsleistung erheben. Dem Reisenden ist der jederzeiƟge Nachweis gestaƩet, dass keine 
oder wesentlich geringere Kosten als die vorstehende 
Umbuchungspauschale entstanden sind. 
5.3. Solche Umbuchungen sind nur bis zum 30. Tag vor vertraglich vereinbartem ReiseantriƩ möglich. 
Umbuchungswünsche des Reisen- den ab dem 29. Tag vor vertraglich vereinbartem ReiseantriƩ 
können, sofern ihre Durchführung überhaupt möglich ist, nur nach RücktriƩ durch den Reisenden 
vom Reisevertrag gemäß Ziffern 4.2. bis 4.5. zu den dorƟgen Bedingungen und bei gleichzeiƟger 
Neuanmeldung durchgeführt werden. Dies gilt nicht bei Umbuchungswünschen, die nur geringfügige 
Kosten verursachen. 
5.4. RücktriƩs- und Umbuchungsentgelte, Mahnkosten und TransakƟonsentgelte sind sofort fällig. 
 
6. Kündigung durch den Reiseveranstalter aus verhaltensbedingten Gründen / RücktriƩ wegen 
Nichterreichens der MindesƩeilnehmerzahl 
6.1. Der Reiseveranstalter kann den Reisevertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn der 
Reisende ungeachtet einer Abmahnung durch den Reiseveranstalter oder seiner Reiseleitung 
nachhalƟg stört oder wenn er sich in solchem Maße vertragswidrig verhält, dass die soforƟge 
AuĬebung des Vertrages gerechƞerƟgt ist. Kündigt der Reiseveranstalter, so behält er den Anspruch 
auf den Reisepreis; er muss sich jedoch den Wert der ersparten Aufwendungen sowie diejenigen 
Vorteile anrechnen lassen, die er aus einer anderweiƟgen Verwendung der nicht in Anspruch 
genommenen Leistungen erlangt, einschließlich der ihm von den Leistungsträgern gut gebrachten 
Beträgen. Eventuelle Mehrkosten für den Rücktransport trägt alleine der Reisende. 
6.2. Wenn die MindesƩeilnehmerzahl pro Reise von 25 Personen nicht erreicht wird, kann der 
Reiseveranstalter vor dem vertraglich vereinbarten Reisebeginn von der Reise zurücktreten, 
vorausgesetzt: 
a) Der Reiseveranstalter hat die MindesƩeilnehmerzahl in der Reiseausschreibung und 
BuchungsbestäƟgung angegeben. 
b) Der Reiseveranstalter ist verpflichtet, dem Kunden gegenüber die Absage der Reise unverzüglich zu 
erklären, wenn feststeht, dass die Reise wegen Nichterreichen der MindesƩeilnehmerzahl nicht 
durchgeführt wird. 
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c) In diesem Fall hat der Reiseveranstalter den RücktriƩ innerhalb der im Vertrag besƟmmten Frist zu 
erklären, jedoch spätestens 
 

ca)  20 Tage vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von mehr als sechs Tagen, 
 
cb)  sieben Tage vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von mindestens zwei und höchstens 

sechs Tagen, 
 

cc)  48 Stunden vor Reisebeginn bei einer Reisedauer von weniger als zwei Tagen 
TriƩ der Reiseveranstalter vom Vertrag zurück, verliert er den Anspruch auf den 
vereinbarten Reisepreis. Der Reiseveranstalter zahlt den Reisepreis unverzüglich, auf 
jeden Fall aber innerhalb von 14 Tagen nach dem RücktriƩ, an den Reisenden zurück. 

 
6.3. Der Reisende kann bei einer Absage die Teilnahme an einer mindestens gleichwerƟgen anderen 
Reise verlangen, wenn der Reiseveranstalter in der Lage ist, eine solche Reise ohne Mehrpreis für den 
Reisenden aus ihrem Angebot anzubieten. Der Reisende hat dieses Recht unverzüglich nach der 
Erklärung über die Absage der Reise durch den Reiseveranstalter dieser gegenüber geltend zu 
machen. 
 
7. Obliegenheiten des Reisenden 
7.1. Mängelanzeige 
Wird die Reise nicht vertragsgemäß erbracht, so kann der Reisende Abhilfe verlangen. Es obliegt dem 
Reisenden, dem Reiseveranstalter oder dessen Reiseleitung vor Ort einen aufgetretenen Reisemangel 
unverzüglich anzuzeigen. Unterlässt er dies schuldhaŌ, triƩ eine Minderung des Reisepreises nicht 
ein. Dies gilt nur dann nicht, wenn die Anzeige aus anderen Gründen unzumutbar ist oder eine 
Abhilfe unmöglich gewesen wäre. Ist eine Reiseleitung vor Ort nicht vorhanden, sind etwaige 
Reisemängel dem Reiseveranstalter an dessen Sitz zur Kenntnis zu geben. Die Reiseleitung ist 
beauŌragt, für Abhilfe zu sorgen, sofern dies möglich ist. Sie ist jedoch nicht befugt, Ansprüche des 
Reisenden anzuerkennen. Der Reiseveranstalter ist unter den nachstehend genannten 
KommunikaƟonsdaten durchgehend erreichbar.  
7.2. Fristsetzung vor Kündigung 
Will ein Reisender den Reisevertrag wegen eines Reisemangels oder aus einem wichƟgen, dem 
Reiseveranstalter erkennbaren Grund wegen Unzumutbarkeit kündigen, hat er dem Reiseveranstalter 
zuvor eine angemessene Frist zur Abhilfeleistung zu setzen. Dies gilt nur dann nicht, wenn Abhilfe 
unmöglich ist oder vom Reiseveranstalter verweigert wird oder wenn die soforƟge Kündigung des 
Vertrages durch ein besonderes, dem Reiseveranstalter erkennbares Interesse des Reisenden 
gerechƞerƟgt wird. 
7.3. Reiseunterlagen 
Der Reisende wird den Reiseveranstalter informieren, wenn er die erforderlichen Reiseunterlagen 
nicht innerhalb der vom Reiseveranstalter mitgeteilten Frist erhält. 
 
8. Beschränkung der HaŌung 
8.1. Die vertragliche HaŌung des Reiseveranstalters auf Schadensersatz aus dem Reisevertrag für 
Schäden, die nicht Körperschäden sind, ist auf den dreifachen Reisepreis beschränkt, wenn der 
Schaden vom Reiseveranstalter nicht schuldhaŌ herbeigeführt worden ist.  
8.2. Eine HaŌung des Reiseveranstalters auf Schadensersatz ist ausgeschlossen oder beschränkt, 
soweit aufgrund internaƟonaler Übereinkommen oder auf solchen beruhender gesetzlicher 
VorschriŌen, die auf die von einem Leistungsträger zu erbringenden Leistungen anzuwenden sind, 
dessen HaŌung ebenfalls ausgeschlossen oder beschränkt ist. Hat der Reisende gegen den 
Reiseveranstalter Anspruch auf Schadensersatz oder auf ErstaƩung eines infolge einer Minderung zu 
viel gezahlten Betrages, so muss sich der Reisende den Betrag anrechnen lassen, den er aufgrund 
desselben Ereignisses als Entschädigung oder als ErstaƩung infolge einer Minderung nach Maßgabe 
internaƟonaler ÜbereinkünŌe erhält. 
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8.3. Der Reiseveranstalter haŌet ferner nicht auf Schadensersatz für Mängel, die vom Reisenden 
verschuldet sind oder durch unvermeidbare, außergewöhnliche Umstände verursacht worden sind. 
Der Reiseveranstalter haŌet auch nicht auf Schadensersatz für Schäden, die von einem DriƩen 
verschuldet sind, der weder Leistungserbringer ist noch in anderer Weise an der Erbringung der von 
dem Pauschalreisevertrag umfassten Reiseleistungen beteiligt ist (= Fremdleistungen, die lediglich 
vermiƩelt werden (z.B. Ausflüge, Sportveranstaltungen, Theaterbesuche, Ausstellungen, 
Beförderungsleistungen von und zum ausgeschriebenen Ausgangs- und Zielort), wenn diese 
Leistungen in der Reiseausschreibung und der BuchungsbestäƟgung ausdrücklich und unter Angabe 
des vermiƩelten Vertragspartners als Fremdleistungen so eindeuƟg gekennzeichnet werden, dass sie 
für den Kunden erkennbar nicht Bestandteil der Reiseleistungen des Reiseveranstalters), soweit der 
jeweilige Schaden für den Reiseveranstalter nicht vorhersehbar oder vermeidbar war. Etwaige 
Ansprüche des Reisenden auf Minderung des Reisepreises oder Kündigung bleiben dadurch 
unberührt. 
 
9. Reiseversicherungen 
Zur eigenen Sicherheit des Reisenden wird der Abschluss einer Reisegepäck-, Reiseunfall-, 
ReisehaŌpflicht- und Reisekrankenversicherung, die auch die Kosten der Rückbeförderung bei Unfall 
oder Krankheit deckt, ebenso eine ReiserücktriƩskostenversicherung mit Reiseabbruchversicherung 
empfohlen. Diese sind im Gesamtreisepreis nicht enthalten. 
 
10. Nicht in Anspruch genommene Leistungen 
Nimmt der Reisende einzelne Reiseleistungen, die ihm ordnungsgemäß angeboten wurden, nicht in 
Anspruch aus Gründen, die ihm zuzurechnen sind (z. B. wegen vorzeiƟger Rückreise), hat er keinen 
Anspruch auf anteilige ErstaƩung des Reisepreises. Der Reiseveranstalter wird sich um ErstaƩung der 
ersparten Aufwendungen durch die Leistungsträger bemühen. Diese Verpflichtung enƞällt, wenn es 
sich um völlig unerhebliche Leistungen handelt oder wenn der ErstaƩung gesetzliche oder 
behördliche BesƟmmungen entgegenstehen. Der Reiseveranstalter ist berechƟgt, 20 % des 
erstaƩeten Betrages als Ausgleich für seine Mühen und Kosten einzubehalten. 
 
11. Verjährung 
11.1. Die Verjährungsfrist für Ansprüche des Reisenden nach § 651i Abs. 3 BGB beträgt 2 Jahre. Die 
Verjährungsfrist beginnt mit dem Tag, an dem die Pauschalreise dem Vertrag nach enden sollte. 
11.2. Schweben zwischen dem Reisenden und dem Reiseveranstalter Verhandlungen über den 
Anspruch oder die den Anspruch begründenden Umstände, so ist die Verjährung gehemmt, bis der 
Reisende oder der Reiseveranstalter die Fortsetzung der Verhandlungen verweigert. Die Verjährung 
triƩ frühestens 3 Monate nach dem Ende der Hemmung ein. 
11.3. Durch die vorstehenden BesƟmmungen bleiben die gesetzlichen Verjährungsregelungen zu 
Schadenersatzansprüchen des Reisen- den, insbesondere gem. § 199 Abs. 2 BGB und § 199 Abs. 3 
BGB unberührt. 
 
12. Pass-, Visa- und GesundheitsbesƟmmungen 
12.1. Der Reiseveranstalter unterrichtet den Reisenden vor der Reiseanmeldung über allgemeine 
Pass- und Visumerfordernisse und GesundheitsvorschriŌen einschließlich der ungefähren Fristen für 
die Erlangung von Visa sowie über gesundheitspolizeiliche Formalitäten des BesƟmmungslands 
(einschließlich zwischenzeitlich eingetretener Änderungen). 
12.2. Der Reiseveranstalter haŌet nicht für die rechtzeiƟge Erteilung und den Zugang notwendiger 
Visa durch die jeweilige diplomaƟsche Vertretung, wenn der Reisende ihn mit der Besorgung 
beauŌragt hat, es sei denn, dass der Reiseveranstalter eigene Pflichten schuldhaŌ verletzt. 
12.3. Der Reisende ist für Beschaffen und Miƞühren der notwendigen Reisedokumente, eventuell 
erforderliche Impfungen sowie das Einhalten von Zoll- und DevisenvorschriŌen selbst verantwortlich. 
Nachteile, die aus dem Nichtbefolgen dieser VorschriŌen erwachsen, z.B. die Zahlung von 
RücktriƩskosten, gehen zu seinen Lasten. Dies gilt nicht, wenn der Reiseveranstalter schuldhaŌ nicht, 
unzureichend oder falsch informiert hat. 
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13. Tiere 
Dem Reisenden ist es untersagt, Tiere mit auf die Reise zu nehmen. 
 
14. InformaƟonspflichten nach § 651d Abs. 1 BGB 
Der Reiseveranstalter erfüllt die InformaƟonspflichten vor Reiseanmeldung, 
nach § 651d Abs. 1 BGB (insbesondere informiert er über wesentliche EigenschaŌen 
der Reise, Reisepreis, An- und Restzahlung, MindesƩeilnehmerzahl, 
RücktriƩsentschädigungen, FormblaƩ für Pauschalreisen etc.), soweit diese nicht bereits vom 
ReisevermiƩler erfüllt werden. 
 
15. Beistandspflichten 
Befindet sich der Reisende im Fall des § 651k Absatz 4 BGB oder aus anderen Gründen in 
Schwierigkeiten, hat der Reiseveranstalter ihm unverzüglich in angemessener Weise Beistand zu 
gewähren, insbesondere durch 1. Bereitstellung geeigneter InformaƟonen über Gesundheitsdienste, 
Behörden vor Ort und konsularische Unterstützung, 2. Unterstützung bei der Herstellung von 
FernkommunikaƟonsverbindungen und 3. Unterstützung bei der Suche nach anderen 
Reisemöglichkeiten; § 651k Absatz 3 BGB bleibt unberührt. Hat der Reisende die den Beistand 
erfordernden Umstände schuldhaŌ selbst herbeigeführt, kann der Reiseveranstalter Ersatz der 
Aufwendungen verlangen, wenn und soweit diese angemessen und tatsächlich entstanden sind. 
 
16. Datenschutz 
Der Reiseveranstalter ist datenschutzrechtlich verantwortlich für die Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten der Reisenden zum Zwecke der Vertragsdurchführung gem. Art. 6 Abs. 1 
lit. b DS-GVO. Die personenbezogenen Daten der Reisenden werden ausschließlich zur Durchführung 
und Abwicklung der Reise verarbeitet. Personenbezogene Daten werden zu anderen Zwecken als zur 
Vertragserfüllung ohne Einwilligung des Reisenden nicht an DriƩe weitergegeben. Die Daten werden 
gelöscht, sobald sie für den Zweck ihrer Verarbeitung nicht mehr erforderlich sind, es sei denn, dass 
der Reiseveranstalter nach Art. 6 Abs. 1 lit. c DS-GVO aufgrund von steuer- und handelsrechtlichen 
Auĩewahrungs- und DokumentaƟonspflichten zu einer längeren Speicherung verpflichtet ist oder 
der Reisende in eine darüberhinausgehende Speicherung nach Art. 6 Abs. 1 lit. a DS-GVO eingewilligt 
hat. Das geltende Datenschutzrecht gewährt den Reisenden gegenüber dem Reiseveranstalter 
hinsichtlich der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten folgende Betroffenenrechte: 
AuskunŌsrecht gem. Art. 15 DS-GVO, Recht auf BerichƟgung gem. Art. 16 DS-GVO, Recht auf 
Löschung gem. Art. 17 DS-GVO, Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gem. Art. 18 DS-GVO, 
Recht auf Unterrichtung gem. Art. 19 DS-GVO, Recht auf Datenübertragbarkeit gem. Art. 20 DS-GVO, 
Recht auf Widerruf erteilter Einwilligungen gem. Art. 7 Abs. 3 DS-GVO sowie Recht auf Beschwerde 
bei der Aufsichtsbehörde gem. Art. 77 DS-GVO. Weitere InformaƟonen zum Thema Datenschutz 
erhält der Reisende auf der Homepage von dem Reiseveranstalter unter www.baumeister-reisen.de. 
Der Reisende kann sich in Fragen des Datenschutzes an info@baumeister-reisen.de wenden. 
 
17. Keine Teilnahme an einem Verfahren vor einer Verbraucher-Schlichtungsstelle 
Der Reiseveranstalter nicht zur Teilnahme an einem Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucher-
Schlichtungsstelle verpflichtet und nimmt an Streitbeilegungsverfahren vor einer Verbraucher-
Schlichtungsstelle auch nicht teil. 
 
Stand: Februar 2024 


